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Zu viel Paniermehl im Kebab
jow. V 35 Kebabs hat das kantonale
Labor unter die Lupe genommen. Da-
bei sei festgestellt worden, dass in einem
Drittel der Fälle das Paniermehl nicht
nur im Brot gewesen sei. Es war auch
dem Fleisch beigemischt, wie das kanto-
nale Labor in einer Mitteilung am Frei-
tag schreibt. Die Verkäufer des Imbisses
seien sich sehr wohl bewusst gewesen,
dass es zu viel Paniermehl im Fleisch ge-
habt habe (bis zu mehr als acht Pro-
zent). Die Kunden aber seien nicht dar-
auf hingewiesen worden. Auf eine Inter-
vention bei denGastrobetrieben hat das
Labor aber verzichtet.

Flughafen erwartet Ansturm
asü. VDer Flughafen Zürich geht davon
aus, dass an diesem und den kommen-
den Wochenenden aufgrund der Som-
merferien Hochbetrieb herrschen wird.
Gerechnet wird mit bis zu 95 000 Pas-
sagieren pro Tag, an durchschnittlichen

Tagen fliegen rund 70 000 Passagiere
über Zürich. In einer Mitteilung weist
der Flughafen darauf hin, dass es auf
der Anfahrt und im Aussteigebereich
(Drop-off-Zone) am Airport aufgrund
verschiedener Bauarbeiten zu Verzöge-
rungen kommen kann. Empfohlen sei
eine Anreise mit den öffentlichen Ver-
kehrsmitteln; über 50 Bahnhöfe in der
Schweiz würden ein Check-in inklusive
Gepäckaufgabe anbieten. Ratsam sei
zudem, mindestens zwei Stunden vor
Abflug am Flughafen einzutreffen.

Wochenlang kein Zug ins Weinland
sho. V In den Sommerferien, zwischen
dem 12. Juli und dem 6. August, ist die
Bahnstrecke der S 33, der S 16 und des
Nachtzugs SN 3 zwischen Henggart und
Marthalen gesperrt. Grund sind Er-
neuerungsarbeiten der SBB. Es stehen
Bahnersatzbusse zur Verfügung; der
Spezialfahrplan ist ersichtlich unter:
www.sbb.ch.

CORNELIA GANN

EINKAUFSZETTEL

Wider die
Wegwerf-Kultur

Revamp-it in Wipkingen

Melanie Keim V Man braucht kein Mar-
ketingwissen, um zu verstehen, dass
heute primär Erlebnisse und in zweiter
Linie Produkte verkauft werden – ein
Blick auf die Fotos in Übergrösse, mit
denen zurzeit Smartphones beworben
werden, genügt. Während in der Innen-
stadt für solche Produkte sinnesberau-
schende Flagship-Stores wie in anderen
Städten von Weltformat eher spärlich
vertreten sind, findet man in Wipkingen
ein solches Einkaufserlebnis der Super-
lative. In der ehemaligen ZKB-Filiale
beim Wipkingerplatz wird bei Revamp-
it Hardware vom Computer bis zum
Mobiltelefon repariert und als Occa-
sion günstig verkauft. Der 2003 ge-
gründete Verein hat sich dem Kampf
gegen die digitale Wegwerf-Kultur ver-
schrieben, und eine bessere Bühne als
die ausrangierte Bankfiliale kann man
sich dafür kaum vorstellen.

Hatman die zumVerkauf präsentier-
ten, funktionstüchtigen IBM-Relikte im
Schaufenster als Computer erkannt, be-
tritt man die grosszügige Schalterhalle,
die statt mit wächsernen Topfpflanzen
nun mit Bildschirmen und Tastaturen
geschmückt ist. Am Empfang wird man
nicht vom Angestellten im Anzug, son-
dern womöglich von einem Typ mit lan-
gem, grauem Haar, ebenso langem Bart
und bodenlangem Gewand über den
nackten Füssen empfangen. Und spä-
testens bei der Begegnung mit Andreas
Rudin, dem Mitbegründer von Re-

vamp-it, wird deutlich, dass die skurrile
Szenerie keiner cleveren Verkaufsstra-
tegie eines hippen Öko-Startups zu ver-
danken ist. Hier zählen die Produkte
beziehungsweise deren möglichst lange
Lebensdauer. Während auf Wunsch des
zehnköpfigen Teams auch Reparaturen
getätigt werden, die teurer als die An-
schaffung eines Neugeräts kommen, ist
Revamp-it auch ein Geheimtipp für
schmale Studi-Budgets. Ein komplettes
Computersystem mit Computer, Moni-
tor, Tastatur, Maus, installiertem Be-
triebssystem und nötigen Alltagspro-
grammen gibt es bereits ab 50 Franken –
inklusive Shopping-Erlebnis.

Revamp-it, Röschibachstrasse 24–26, 8037 Zürich,
www.revampt-it.ch.

Baden bald wieder Bäderstadt
Baugesuch für Botta-Therme wird in ein paar Tagen eingereicht

Jahrelang hat die Stadt an der
Limmat an der Planung ihres
Bäderviertels herumgedoktert.
Jetzt soll dieses in neuem Glanz
erstrahlen. Für die erste Etappe
wird demnächst das Baugesuch
eingereicht. Eröffnet wird das
Botta-Bad frühestens 2018.

Irène Troxler

Nomen est omen, heisst es. Für Baden
gilt dies seit 2012 nicht mehr. Obwohl
die Thermalquelle als mineralstoff-
reichste der Schweiz gilt, fliesst das
Heilwasser seit der Schliessung der
maroden Therme aus den 1960er und
1970er Jahren weitgehend ungenutzt die
Limmat hinunter. Zwar wird die Zu-
kunft des Bäderviertels seit über neun
Jahren geplant. Aber die ersten Pro-
jekte mussten wieder fallengelassen
werden. Investoren sprangen ab, und
über die Anforderungen des Denkmal-
schutzes stritt man erbittert.

Blick auf die Limmat
Doch nun scheint der gordische Knoten
durchgeschnitten zu sein. Vertreter der
Stadtbehörden und der Bauherrschaft
haben am Freitag strahlend das über-
arbeitete Projekt des Tessiner Architek-
ten Mario Botta präsentiert, für dessen
erste Etappe am 18. Juli das Baugesuch
eingereicht werden soll. Geplant ist ein

Thermalbad mit diversen Innen- und
Aussenbecken, Liegeplätzen sowie eine
Sauna mit Blick auf die Limmat. Auch
ein Becken mit kaltem Limmatwasser
gehört zum Angebot, ebenso wie meh-
rere Restaurants. Die Verantwortlichen
sprechen von einem mittelgrossen Bad
für ein breites Zielpublikum. Anspre-
chen will man sowohl Familien als auch
Personen in der Rehabilitation.

Spiel mit dem Licht
Botta, der auf dem Rigi bereits ein
Thermalbad erstellt hat, plant in Baden
einen rund 160 Meter langen, schmalen,
flachen Bau, aus dem fingerartige Öff-
nungen in den Himmel ragen. Im
Innern des Bades dürfte der Lichteinfall
durch die schmalen Oberlichter fast
sakral anmuten. Die Fassade wird aus
Naturstein gefertigt. Daneben ist ein
Wohn- undÄrztehaus mit einemRadio-
logie-Zentrum geplant.

In einer zweiten Bauetappe wird
Botta die heruntergekommenen Hotels
Verenahof, Ochsen und Bären in eine
Klinik für Rehabilitation und Präven-
tion verwandeln. Die ursprüngliche
Idee eines neuen Hotels wurde in Ab-
sprache mit den Badener Behörden
fallengelassen, da mittlerweile in der
Stadt andere Hotels ihre Türen geöffnet
haben. Stattdessen entschied man sich
fürWohnenmit Service. Das Baugesuch
für diesen Teil des Projekts kann vor-
aussichtlich erst im Herbst eingereicht
werden, da man sich lange nicht über

die Gestaltung des «Verenahofs» einig
wurde. Dieses ehemalige Hotel steht
unter Denkmalschutz. Mario Botta
wollte auf demDach dennoch eine Kup-
pel montieren, was die Stadtbehörden
aber nicht tolerierten. Nun soll die
Baueingabe ohne den Aufbau erfolgen,
dafür wird der benachbarte «Bären»
aufgestockt. Darauf hat sich die Bau-
herrschaft mit Stadt, Denkmalpflege
und Heimatschutz geeinigt. Die ande-
ren Hotels stehen gar nicht oder nur
teilweise unter Schutz.

Seit der Antike besuchten Menschen
die Badener Thermalquellen, um aller-
lei Gebresten zu heilen. Diese Ge-
schichte soll den Gästen künftig besser
zugänglich gemacht werden. Unter an-
derem soll man auch der Quelle selbst
einen Besuch abstatten können.

Mit Heimatschutz einig
Die Verenahof AG investiert rund 160
Millionen Franken ins neue Bäderquar-
tier. Finanziert werden die Bauten von
einem Syndikat unter der Leitung der
UBS. Benno Zehnder, der Präsident der
Verenahof AG, hofft, die neue Therme
im Herbst 2018 eröffnen zu können. Es
bleibe nur ein kleines Risiko, dass Ein-
sprachen gegen die Bauprojekte ein-
gingen, da ein rechtskräftiger Gestal-
tungsplan bestehe und man sich mit
dem Heimatschutz geeinigt habe, sagte
er. Betrieben wird das neue Bädervier-
tel von der Stiftung Gesundheitsförde-
rung Bad Zurzach + Baden.

BUNDESVERWALTUNGSGERICHT

Aufruf zu
Verhandlungen
Gericht fordert neue Tarife

fon. V Das Bundesverwaltungsgericht in
St. Gallen hat eine offene Frage geklärt
betreffend Abrechnung von Pflegeleis-
tungen unter der neuen, 2011 in Kraft
getretenen Pflegefinanzierung. Es heisst
eine Beschwerde von Santésuisse gegen
den Beschluss des Zürcher Regierungs-
rates teilweise gut, in dem dieser die
Tarife für medizinische Nebenleistun-
gen in Pflegeheimen ab 2011 festgesetzt
hat. Die Zürcher Regierung hatte die
Pflegeheime darin bestätigt, dass sie für
gewisse Nebenleistungen – wie im Pfle-
geheim erbrachte Behandlungen durch
Ärzte, Therapeuten oder die Abgabe
von Arzneimitteln – selber zulasten der
obligatorischen Krankenpflegeversi-
cherung abrechnen dürfen. Betreffend
Höhe dieser Tarife verwies sie auf be-
stehende Tarifwerke wie Tarmed und
paramedizinische Verträge und auf ver-
bindliche Listen des Bundes wie die
Spezialitätenliste.

Selber abrechnen erlaubt
Das Bundesverwaltungsgericht bejaht
in seinem Grundsatzurteil das Recht
der auf der kantonalen Pflegeheimliste
aufgeführten Institutionen, selbständig
im Heim ambulant erbrachte Neben-
leistungen zulasten der obligatorischen
Krankenpflegeversicherung abzurech-
nen – dies entgegen der Auffassung der
Versicherer. Dabei wird es sich meist
um grössere Pflegeheime handeln, die
auf den Beizug von externen Fachleuten
verzichten und die Behandlungen in der
Regel durch das eigene Personal (Heim-
ärzte, festangestellte Therapeuten) er-
bringen lassen.

Nicht einverstanden sind die St. Gal-
ler Richter hingegen mit der Bestim-
mung der Tarifhöhe. Mangels Einigung
zwischen Krankenversicherern und
Pflegeheimen sei der Regierungsrat
zwar befugt gewesen, die Tarife hoheit-
lich festzusetzen. Die Pflegeheime un-
terstünden indes keinem der von der
Zürcher Regierung anwendbar erklär-
ten Tarife, die Verweise auf bestehende
Tarifwerke anderer Leistungserbringer
seien unzulässig, heisst es im Urteil.

Grosses Ermessen
In diesem Punkt wird der regierungsrät-
liche Beschluss aufgehoben und die
Sache an die Tarifpartner zurückgewie-
sen mit der Aufforderung, Verhandlun-
gen aufzunehmen und sich auf einen
Tarif zu einigen. Dabei bestehe ein gros-
ses Ermessen (Pauschaltarife, Zeittarife
oder Mischformen). Sollten sich Kran-
kenversicherer und Pflegeheime nicht
einigen können, wäre es am Regie-
rungsrat, den Tarif hoheitlich festzuset-
zen; der Entscheid könnte wiederum in
St. Gallen angefochten werden. – Das
Urteil ist endgültig.

Urteil C-1190/2012 vom 2. 7. 15 – BVGer-Publikation.

Kulturlandinitiative – wie weiter?
Kommission des Kantonsrats legt bis Ende Oktober neuen Antrag vor

sho. V Seit zweiWochen liegt die schrift-
liche Begründung des Bundesgerichts in
Sachen Kulturlandinitiative vor. Es hob
auf Beschwerde der grünen Initianten
den Beschluss des Kantonsrats, auf die
Umsetzung des 2012 angenommenen
Volksbegehrens nicht einzutreten, in
formaler und inhaltlicher Hinsicht auf.

Jetzt hat die Geschäftsleitung des
Kantonsrats den Fall der Kommission
für Planung und Bau übergeben (KPB).
Man habe ihn beförderlich auf den Weg
geschickt, meinte Ratspräsidentin The-
resiaWeber auf Anfrage. Die KPBmuss
bis Ende Oktober eine Vorlage aus-
arbeiten. Wie man weiter vorgehe, sei
noch offen, meinte ihr Präsident Erich
Bollinger (svp., Rafz). Man habe von
der Geschäftsleitung dazu aber ergän-
zende Angaben erhalten. Noch nicht
entschieden ist, ob die Regierung eine
Stellungnahme abgeben kann. Sie hatte

nach dem Ja des Volkes dem Parlament
eine Umsetzungsvorlage überwiesen,
diese aber zur Ablehnung empfohlen.

Klar ist nach dem Verdikt aus Lau-
sanne, dass der Kantonsrat auf eine Ge-
setzesvorlage eintreten und einen zu-
stimmenden Beschluss fassen muss. Da-
gegen könnte das Referendum ergriffen
werden. Inhaltlich hat der Antrag aufzu-
zeigen, wie gutes Ackerland zu schützen
ist, das innerhalb des Siedlungsgebietes
gemäss kantonalem Richtplan liegt. Das
Bundesgericht rügte explizit, es fehle
eine Kompensationspflicht für diese
Flächen. Genau das hatte die Regierung
in ihrer Vorlage vorgeschlagen.

Vor genau drei Jahren verfügte die
Baudirektion mit Ausnahmen einen ge-
nerellen Stopp für Einzonungen, der
höchstens zwei Jahre, bis zur termin-
gerechten und rechtsgültigen Umset-
zung der Initiative, dauern sollte.

Weniger Gebühren
für Hauskäufer

Notariatsabgabe kommt vors Volk

rib. V Wer ein Haus kauft, zahlt für die
Beurkundung des Kaufs und den Ein-
trag ins Grundbuch eine Gebühr. 1,5
Prozent des Kaufpreises eines Objekts
sind das zurzeit – die Höhe der Gebühr
richtet sich also nicht nach dem Verwal-
tungsaufwand, sondern nach dem Wert
des Objekts. Nun soll die Gebühr sin-
ken, und zwar auf 1 Prozent. Am Mon-
tag hat der Kantonsrat mit den Stimmen
von SVP, FDP und CVP der Senkung
zugestimmt. SP, GP, AL und EVP haben
nun das Behördenreferendum gegen
den Beschluss eingereicht. Er kommt
also vors Volk. Die Referendumsträger
monieren, dass dem Kanton durch die
Senkung Erträge von jährlich rund 15
Millionen Franken entgehen. Die Höhe
der Steuer sei angemessen, und es sei
verfehlt, durch eine Senkung der Immo-
bilienspekulation Vorschub zu leisten.

Das geplante neue Thermalbad in Baden bekommt eine Fassade aus Naturstein. VISUALISIERUNG MARIO BOTTA.


